
 
 
 
 
 

Magdeburg, 15. 12. 2006 
00-00-64/1 li-bo 

 
 
 
 

Niederschrift 
über die Sitzung des Arbeitskreises Haupt- und Personalamtsleiter/-innen (Nord)  

am Mittwoch, 13. 12. 2006, 10:00 Uhr, im Großen Besprechungsraum  
der Landesgeschäftsstelle, Sternstr. 3, 39104 Magdeburg 

 
 
 
Beginn: 10:05 Uhr       Ende: 13:40 Uhr 
 
 
Anwesend:  
 
13 Haupt- und Personalamtsleiter/-innen sowie 
Büroleitender Referent Liebenehm (s. beigefügte Anwesenheitsliste) 
 
 
Tagesordnung:  
 
1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Tagesordnung 
 
2. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung am 5. 7. 2006 in Blankenburg (versandt 

per E-Mail am 13. 7. 2006) 
 
3. Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst;  

Einführung leistungsorientierter Entgeltbestandteile (Stufenaufstieg, Leistungszulage, 
Leistungsprämie, Erfolgsprämie) - Erfahrungsaustausch zum Sachstand und zum weite-
ren Verfahren 

 
4. Organisation der Ausbildung in der Kommunalverwaltung unter Beteiligung privater Bil-

dungsträger;  
Herr Goetz, Stadt Wernigerode, Herr Hell, Stadt Stendal 

 
5. Erfahrungsaustausch zu den Prüfungsaktivitäten des Landesrechnungshofes 
 

a) Vergleichende überörtliche Prüfung der Kindertageseinrichtungen 
 
b) Benchmarking-Untersuchung der Bereiche Personal und Bezügeverwaltung bei aus-

gewählten Städten 
 
c) Fraktionsfinanzierung 

STÄDTE- UND GEMEINDEBUND  
SACHSEN-ANHALT 
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6. Anschluss der Städte, Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften an das Informations-

technische Netz des Landes Sachsen-Anhalt (ITN-LSA);  
Sachstand 

 
7. Aktuelle Informationen der Landesgeschäftsstelle 
 
8. Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 
 
9. Zeit und Ort der nächsten Sitzung.  
 
 

* * *  
 
 
Zu TOP 1: Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Tagesordnung 
 
Herr Borchers eröffnet die Sitzung. Die Tagesordnung wird in der vorgelegten Fassung fest-
gestellt.  
 
Zu TOP 2: Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung am 5. 7. 2006 in Blan-

kenburg (Harz) - versandt per eMail am 13. 7. 2006 
 
Die Niederschrift über die Sitzung am 5. 7. 2006 in Blankenburg (Harz) wird genehmigt.  
 
Zu TOP 3: Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst;  

Einführung leistungsorientierter Entgeltbestandteile (Stufenaufstieg, Leis-
tungszulage, Leistungsprämie, Erfolgsprämie) - Erfahrungsaustausch zum 
Sachstand und zum weiteren Verfahren 

 
Im Rahmen des Erfahrungsaustausches schildern Herr Goetz, Herr Hell, Herr Belte, Frau 
Caspari, Herr Borchers, Herr Heutling und Frau Jantz den in den Verwaltungen jeweils er-
reichten Sachstand und geben einen Ausblick auf die zu erwartende Entwicklung im kom-
menden Jahr.  
 
Es schließt sich eine Diskussion an, in der insbesondere die örtlichen Probleme bei der Ein-
führung sowie Festlegung von Zielen und deren Umsetzungskontrolle sowie die Rolle und die 
Einbeziehung der Führungskräfte erörtert werden.  
 
Herr Liebenehm stellt zusammenfassend fest, dass im Regelfall davon auszugehen sein dürfte, 
dass in den Verwaltungen im kommenden Jahr die leistungsorientierte Bezahlung nach dem 
sog. Gießkannenprinzip erfolgt. In der heutigen Erörterung sei vor allem deutlich geworden, 
dass es trotz intensiver Bemühungen der Verwaltungen bislang nicht gelungen sei, die not-
wendigen Dienstvereinbarungen abzuschließen. In einer Reihe von Städten seien allerdings 
bereits betriebliche Kommissionen gebildet worden.  
 
Herr Borchers berichtet, dass ihm eine abgeschlossene Dienstvereinbarung aus Bochum vor-
liegt, die als Anlage zum Protokoll versandt werden kann. Er bittet die Mitglieder des Ar-
beitskreises, erreichte (Zwischen-) Ergebnisse (z. B. Dienstvereinbarungen, Zielvereinbarun-
gen, Regelungen zur Ermittlung der jeweils auszukehrenden Leistungsprämien etc.) der Lan-
desgeschäftsstelle zu übermitteln, die eine Weiterleitung an die Arbeitskreismitglieder zusagt.  
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Der Arbeitskreis stimmt überein, das Thema in der nächsten Sitzung erneut auf die Tagesord-
nung zu setzen.  
 
Zu ZOP 4: Organisation der Ausbildung in der Kommunalverwaltung unter Beteili-

gung privater Bildungsträger 
 
Zunächst berichtet Herr Goetz über die Möglichkeit, die Ausbildung auch in den klassischen 
Ausbildungsberufen der Verwaltung in Zusammenarbeit mit der technischen Aus- und Wei-
terbildungsgesellschaft mbH in Wernigerode zu organisieren. Die Eckpunkte können der als 
Anlage beigefügten Information entnommen werden. Im Ergebnis kann durch die Kooperati-
on mit dem privaten Bildungsträger eine finanzielle Ersparnis zwischen 320 und 400 Euro / 
Monat / Auszubildender realisiert werden. Die Stadt Wernigerode hat von dieser Möglichkeit 
allerdings noch keinen Gebrauch gemacht und führt die Ausbildung weiterhin in eigener Ver-
antwortung durch.  
 
Im Weiteren berichtet Herr Hell zu Überlegungen der Stadt Stendal, die Ausbildung in Zu-
sammenarbeit mit einem eingetragenen Verein als Auftragsausbildung zu organisieren, um 
die Ausbildungsleistung perspektivisch zu erhöhen. Der Entwurf eines entsprechenden Ko-
operationsvertrages ist als Anlage beigefügt. Die Kooperation würde sich auf die gewerbli-
chen Ausbildungsberufe beziehen. In den klassischen Ausbildungsberufen der Verwaltung 
will die Stadt weiterhin selbst ausbilden. Grund der Überlegungen sei auch, die durch die Ta-
rifbindung bestehende Verpflichtung, einheitliche Ausbildungsvergütungen in allen Ausbil-
dungsberufen zu zahlen, obwohl die Anforderungen an die unterschiedlichen Ausbildungs-
gänge eine Differenzierung nahe legen. Durch die Kooperation seien pro Ausbildungsplatz 
deutliche Einsparungen zu realisieren. Neben der Erstattung der Aufwendungen (§ 5 der Ver-
einbarung) fallen Verwaltungskosten i. H. v. 55,- Euro/Monat/Auszubildender an.  
 
Es schließt sich eine kurze Aussprache an, in der Herr Borchers, Frau Jantz und Herr Heutling 
das Wort ergreifen.  
 
Der Arbeitskreis sieht in den vorgestellten Modellen einen überlegenswerten Ansatz, um die 
Ausbildungskosten der Kommunalverwaltung zu reduzieren. Ob eine Realisierung vor Ort 
möglich ist, müsse im Einzelfall geprüft werden.  
 
Zu TOP 5:  Erfahrungsaustausch  

zu den Prüfungsaktivitäten des Landesrechnungshofes  
 

a) Vergleichende überörtliche Prüfung der Kindertageseinrichtungen 
b) Benchmarking-Untersuchung der Bereiche Personal- und Bezügeverwaltung 

bei ausgewählten Städten 
c) Fraktionsfinanzierung 

 
Herr Liebenehm verweist zunächst auf den als Tischvorlage ausgereichten Vorabdruck aus 
den Kommunalnachrichten 12/2006 mit den wesentlichen Inhalten eines Sonderberichtes des 
Landesrechnungshofes über die Prüfung der Fraktionsfinanzierung in den Städten Dessau, 
Köthen und Wernigerode. Die Landesgeschäftsstelle verfolge hier das Ziel, durch eine breite 
Information über die Feststellungen des Landesrechnungshofes zu verhindern, dass das Mi-
nisterium des Innern durch einen Runderlass Hinweise zum rechtlichen Rahmen und zum 
Umfang der Fraktionsfinanzierung veröffentlicht. Er sieht in diesem Fall die Gefahr, dass in 
vielen Kommunen, die bislang keine öffentlichen Haushaltsmittel zur Fraktionsfinanzierung 
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gewähren, Begehrlichkeiten geweckt werden, die im Ergebnis zu höheren kommunalen Auf-
wendungen führen könnten. Bezogen auf die vergleichende überörtliche Prüfung der Kinder-
tageseinrichtungen und die Benchmarking-Untersuchung der Bereiche Personal- und Bezüge-
verwaltung bei ausgewählten Städten berichtet er über den Sachstand. Die unterschiedlichen 
Auffassungen des Landesrechnungshofes und des Städte- und Gemeindebundes, der die bei-
den überörtlichen Prüfungen als nicht mehr vom Prüfungsauftrag des Landesrechnungshofes 
nach § 126 Abs. 4 GO LSA gedeckt ansieht, bestehen weiterhin. Im Bereich der Prüfung be-
züglich Personal- und Bezügeverwaltung habe es zwar ein Gespräch mit dem Landesrech-
nungshof gegeben, dieser sei jedoch bei seiner Auffassung geblieben. Das Thema der überört-
lichen Prüfung der Kindertageseinrichtungen sei mit Präsident Seibicke ebenfalls erörtert 
worden. Auch hier beharre der Landesrechnungshof darauf, dass er prüfbefugt sei.  
 
Herr Hohl berichtet, dass die Stadt Bernburg (Saale) bezüglich der Fraktionsfinanzierung 
nicht geprüft wurde. Allerdings habe der Landesrechnungshof vor einiger Zeit Angaben zu 
Umfang und Inhalt der Fraktionsfinanzierung erhoben.  
 
Herr Goetz berichtet, dass der Landesrechnungshof im Rahmen einer allgemeinen überörtli-
chen Prüfung auch den Bereich der Personal- und Bezügeverwaltung einbezogen hat. Die 
Prüfung erfolgte auf der Grundlage von zwei Aufgabenkatalogen und Interviews, die mit den 
zuständigen Mitarbeitern geführt wurden (Umfang: jeweils 0,5 Arbeitstage). Ergebnisse lägen 
noch nicht vor. Offenbar handele es sich hierbei um die vergleichende Prüfung der Personal- 
und Bezügeverwaltung. Im Rahmen der Prüfung habe der Landesrechnungshof sogar die Vor-
lage von Personalakten gefordert und Kopien hieraus gefertigt.  
 
Herr Hell teilt mit, dass der Landesrechnungshof den Bereich der Personal- und Bezügever-
waltung in Stendal geprüft hat. Der Aufwand habe sich in Grenzen gehalten. Personalakten 
seien nicht zur Vorlage verlangt worden. Ergebnisse lägen ebenfalls noch nicht vor.  
 
Herr Borchers berichtet zum Stand der Bemühungen des Landesrechnungshofes, den Bereich 
Personal- und Bezügeverwaltung in Magdeburg einer Prüfung zu unterziehen. Der Oberbür-
germeister habe sich dafür entschieden, dass die Stadt sich an der Prüfung beteiligt. Ein Auf-
taktgespräch hierzu habe auch stattgefunden. Den vom Landesrechnungshof vorgelegten Auf-
gabenkatalog habe die Stadt jedoch nicht als differenziert genug angesehen. Es sei deshalb 
vereinbart worden, dass zunächst weitere Unterlagen zusammengetragen werden (8 bis 9 A4-
Ordner). Darüber hinaus habe die Stadt vier Ansprechpartner benannt, die für Rückfragen zur 
Verfügung stehen. Mit der Prüfung selbst sei jedoch noch nicht begonnen worden.  
 
Es schließt sich eine Aussprache an, an der sich Herr Hohl, Frau Jantz, Herr Borchers, Herr 
Liebenehm, Herr Belte und Herr Goetz beteiligen. In diesem Zusammenhang werden insbe-
sondere die Ergebnisse bisher durchgeführter Prüfungen und die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen für die Tätigkeit des Landesrechnungshofes sowie die Behandlung der Prüfberichte 
im Gemeinderat/Stadtrat erörtert. Eine kommunalaufsichtliche Beanstandung aufgrund eines 
Prüfungsberichtes hat es bislang nur in Magdeburg gegeben.  
 
Zu TOP 6: Anschluss der Städte, Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften an das 

Informationstechnische Netz des Landes Sachsen-Anhalt (ITN-LSA); 
Sachstand 

 
Herr Liebenehm teilt mit, dass es auf der Grundlage der eGovernment-Rahmenvereinbarung 
zwischen Landesregierung und kommunalen Spitzenverbänden nunmehr gelungen ist, den 
kostenfreien Anschluss aller hauptamtlich verwalteten kreisangehörigen Kommunen an das 
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ITN-LSA zu organisieren. Während die Nutzung des ITN-LSA bereits kostenfrei zugesichert 
war, ging es in den vergangenen Monaten um die Frage, wie die sog. letzte Meile finanziert 
werden soll. Das Land habe sich nunmehr bereit erklärt, die betroffenen 131 hauptamtlich 
geführten Verwaltungen im kreisangehörigen Bereich über DSL-Leitungen mit dem Landes-
datennetz zu verbinden. Vor Ort werden dementsprechend Router installiert. Auf diese Weise 
soll bis 1. 7. 2007 hauptamtlich geführten kreisangehörigen Kommunen angebunden werden. 
Lediglich 15 der betroffenen 131 Kommunen können nicht über DSL angebunden werden. 
Hier sollen ISDN-Leitungen angemietet werden. DSL- und ISDN-Leitungen werden den 
Kommunen kostenfrei zur Verfügung gestellt. Das MI bereite weitere Informationen vor, die 
gemeinsam mit dem SGSA an die Städte, Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften wei-
tergereicht werden.  
 
Der Arbeitskreis nimmt die Ausführungen zur Kenntnis.  
 
Zu TOP 7: Aktuelle Informationen der Landesgeschäftsstelle 
 
7.1 Herr Liebenehm berichtet über ein Gespräch im Ministerium der Finanzen (MF) am 7. 

12. 2006 zum geplanten Erlass einer Landesfamilienkassenverordnung. Das MF beab-
sichtige den Verordnungsentwurf zu überarbeiten und - anders als bislang vorgesehen - 
nach einer Übergangszeit bis 31. 12. 2008 eine Verpflichtung zum Abschluss einer Ver-
einbarung zum Übergang der Aufgabe an den Kommunen Versorgungsverband Sachsen-
Anhalt zu statuieren. Die Hinweise der kommunalen Spitzenverbände auf eine fehlende 
Wirtschaftlichkeit aus Sicht der kommunalen Ebene und zusätzlich entstehender Kosten 
seien ebenso wenig akzeptiert worden wie der Vorschlag, über eine Bundesratsinitiative 
die Aufgaben der Familienkasse für die kommunale Ebene bei der Bundesarbeitsverwal-
tung anzusiedeln, die rd. 83 % aller Kindergeldfälle in Deutschland rechnet. Für Januar 
2007 wurde ein überarbeiteter Verordnungsentwurf angekündigt. Die Landesgeschäfts-
stelle werde auch diesen Entwurf mit der Bitte um ggf. kurzfristige Stellungnahme 
versenden. Sollte die Aufgabenbündelung bei der kommunalen Landesfamilienkasse 
(Kommunaler Versorgungsverband Sachsen-Anhalt) ohne Kostenausgleich erfolgen sei 
zu prüfen, ob hierdurch das Konnexitätsprinzip (Art. 87 Abs. 3 Landesverfassung) ver-
letzt werde.  
 
In einer ersten Einschätzung äußert der Arbeitskreis sein Unverständnis über den Mei-
nungswechsel des Finanzministeriums. Ein Anschluss- und Benutzungszwang sei aus 
kommunaler Sicht nicht akzeptabel.  

 
7.2 Herr Liebenehm berichtet, dass auf Anregung der kommunalen Spitzenverbände am 10. 

1. 2007 ein erstes Gespräch mit dem Innenstaatssekretär und dem Finanzstaatssekretär 
zur Fortentwicklung des öffentlichen Dienstrechtes in Sachsen-Anhalt stattfindet. Das 
Gespräch wurde von kommunaler Seite angeregt, um nach Umsetzung der Föderalismus-
reform über grundlegende Fragen der Beamtenbesoldung (Ost-West-Angleichung, allge-
meine Besoldungsanhebung, leistungsorientierte Bezahlung) des Versorgungs- und Bei-
hilferechtes sowie des Laufbahnrechtes einschließlich der Aufhebung der Kommunalstel-
lenobergrenzenverordnung ins Gespräch zu kommen.  
 
Das Innenministerium habe darüber hinaus angekündigt, Ende Januar 2007 einen Work-
shop mit den Personalreferaten der obersten Landesbehörden durchzuführen, zu dem 
auch die kommunalen Spitzenverbände eingeladen werden sollen. Es gehe in diesem 
Workshop insbesondere darum, die Anforderungen der Praxis an eine Fortentwicklung 
des Dienstrechts in Erfahrung zu bringen.  
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7.3 Herr Liebenehm berichtet über ein Gespräch mit der Vivento Deutsche Telecom AG, 

Region Mitte-Ost, die ihre Angebote (Personalservice, Digitalservice und Public-Service-
Center) in der Landesgeschäftsstelle vorgestellt hat.  
 
Bei Bedarf stünden ergänzende Unterlagen zur Verfügung, die von den Mitgliedern des 
Arbeitskreises abgerufen werden könnten.  

 
7.4 Herr Liebenehm stellt fest, dass aus Sicht des SGSA das Thema der interkommunalen 

Funktionalreform im Zusammenhang mit der geplanten Einheitsgemeindebildung erneut 
aufgegriffen werden muss. Es gehe darum, welche bislang bei den Landkreisen wahrge-
nommenen Aufgaben zukünftig von den Einheitsgemeinden erledigt werden sollen. Als 
große Aufgabenblöcke sei vor allem der Bereich des Straßenverkehrsrechtes sowie der 
sozialen Leistungen zu identifizieren. Das Präsidium habe in diesem Zusammenhang die 
Einrichtung einer Arbeitsgruppe angeregt, die entsprechende Vorschläge erarbeiten solle. 
Die Landesgeschäftsstelle werde sich deshalb in den nächsten Wochen noch einmal an al-
le Verbandsmitglieder wenden mit der Bitte, für eine Mitarbeit in der Arbeitsgruppe ge-
eignete Personen vorzuschlagen. Insbesondere die Mitglieder des Arbeitskreises seien 
eingeladen, sich bei Interesse zu melden.  

 
Zu TOP 8. Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 
 
8.1 Herr Goetz berichtet über Probleme, den Anteil des Urlaubsgeldes an der jährlichen Son-

derzahlung für ausgelernte und weiter beschäftigte Auszubildende zu ermitteln. Der 
TVöD enthalte keine abschließende Regelung.  

 
8.2 Herr Heutling fragt, ob und in welchem Umfang bei den Mitgliedern des Arbeitskreises 

die Kosten für Brillen auf der Grundlage der Bildschirmarbeitsverordnung übernommen 
werden.  
 
Herr Goetz berichtet, die Stadt Wernigerode habe diesbezüglich eine Regelung getroffen, 
die als Anlage beigefügt ist.  
 
Herr Borchers teilt mit, dass Magdeburg seines Wissens in drei Fällen Kosten getragen 
hat.  

 
8.3 Herr Heutling berichtet von einem Urteil, das die Stadt Haldensleben vor dem Bundesar-

beitsgericht erstritten hat. Im vorliegenden Fall ging es darum, ob eine Mitarbeiterin, die 
zugleich der Freiwilligen Feuerwehr angehört und teilweise auch dort tätig ist, von der 
Sozialauswahl bei der Durchführung betriebsbedingter Kündigungen ausgenommen wer-
den kann. Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht hätten dies verneint. Das Bundesar-
beitsgericht habe das Urteil des Landesarbeitsgerichtes jedoch aufgehoben und zur erneu-
ten Verhandlung an das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen. Das Urteil liege aller-
dings noch nicht in schriftlicher Fassung vor.  

 
8.4 Herr Hohl teilt mit, dass die Unfallkasse Sachsen-Anhalt die Prüfung von Sportgeräten in 

Turnhallen und Sportstätten nicht durchführt. Entsprechende Aufgaben müssten an den 
TÜV oder andere geeignete Einrichtungen übertragen werden. Die Sicherheitsfachkraft 
sei zur Prüfung jedenfalls nicht befugt.  
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Herr Borchers berichtet, dass die Stadt Magdeburg mit einer Firma aus Braunschweig ei-
ne entsprechende Vereinbarung abgeschlossen hat.  

 
8.5 Herr Hell spricht die Zahlung der „Vollstreckerzulage“ für Mitarbeiter im Vollstre-

ckungsdienst an. Nachdem es von Seiten des KAV zunächst hieß, eine Zahlung sei auf 
der Grundlage des TVöD nicht möglich, habe dieser zwischenzeitlich seine Rechtsauffas-
sung geändert.  
 
In der anschließenden kurzen Diskussion wird dies von den Mitgliedern des Arbeitskrei-
ses bestätigt. Magdeburg, Wernigerode und die Verwaltungsgemeinschaft Hohe Börde 
werden entsprechende Zahlungen rückwirkend leisten. Die Stadt Wernigerode hat hier-
über eine Vereinbarung abgeschlossen, die dem Protokoll als Anlage beigefügt wird.  

 
8.6 Herr Hell erkundigt sich nach den Möglichkeiten, für die übrigen Mitgliedsgemeinden 

der Verwaltungsgemeinschaft Stendal-Uchtetal die Aufgaben der Bauaufsicht übertragen 
zu bekommen. Herr Liebenehm teilt mit, dass nach der letzten Novelle der Bauordnung 
die Ermächtigungsgrundlage für Aufgabenverlagerungen in diesem Bereich entfallen ist. 
Das Thema werde sicherlich bei der interkommunalen Funktionalreform nochmals eine 
Rolle spielen. Vorher sei mit einer gesetzlichen Änderung allerdings nicht zu rechnen.  

 
8.7 Herr Borchers berichtet, dass das MI eine Ausnahme nach § 73 GO LSA für den Fall 

zugelassen hat, dass Mitarbeiterinnen wegen eines durch Schwangerschaft bedingten 
Ausfalls nicht mehr in den Genuss familienbezogener Entgeltbestandteile kommen. Eine 
Weitergewährung sei somit möglich.  

 
8.8 Herr Borchers verweist auf das allgemeine Gleichbehandlungsgesetz und schlägt vor, die 

sich daraus ergebenden Handlungsnotwendigkeiten in der nächsten Sitzung des Arbeits-
kreises zu erörtern.  
 
Herr Liebenehm ergänzt, dass im letzten Mitteilungsblatt des KAV umfangreiche Hin-
weise zum Umgang mit dem Gesetz abgedruckt sind.  

 
8.9 Herr Borchers teilt mit, dass die Stadt Magdeburg an dem Projekt Audit Beruf und Fami-

lie, familienorientierte Personalpolitik in Sachsen-Anhalt, beteiligt war. Es handelt sich 
hierbei um ein Projekt der Bertelsmann Stiftung.  

 
Zu TOP 9:  Zeit und Ort der nächsten Sitzung 
 
Die nächste Sitzung des Arbeitskreises findet am Mittwoch, 21. 3. 2007, 10:00 Uhr, bei der 
Verwaltungsgemeinschaft Biederitz-Möser in Möser statt.  
 
 

 
 
Liebenehm 
Protokollführer 
 
 
Anlagen 















 
 

Vereinbarung 
 

zwischen der Stadtverwaltung Wernigerode  
vertreten durch den Oberbürgermeister Herrn Hoffmann 

 
und Frau..........................., Stadtkasse –Vollstreckung 

 
 
Vorbemerkung:  
 
Mit Inkrafttreten des TVÖD ist die im BAT/BAT-O festgeschriebene Regelung zur Zahlung 
einer „Vollstreckerzulage“ weggefallen. Nachdem der KAV Sachsen-Anhalt zunächst unter 
Hinweis auf den TVÖD lediglich die Einstellung der Zahlungen darlegte, wurden im neuesten 
Mitteilungsblatt Möglichkeiten aufgezeigt, in sinngemäßer Anwendung von § 18 Abs. 4 
TVÖD bereits vor dem 01.10.2007 leistungsbezogene „Erfolgsprämien„ zu zahlen. Im 
Hinblick auf den Grundsatz „gleiche Bezahlung für gleiche Tätigkeit“ wird deshalb folgende 
Vereinbarung abgeschlossen: 
 
1. Die Stadtverwaltung Wernigerode gewährt Frau ...... ab 1.07.2006 wie in den Vorjahren 

eine Vollstreckungsdienstzulage auf der Basis der Vollstreckungsvergütungsverordnung 
mit Ausnahme des § 10 (Erhöhungsbeträge). 

 
(z.Z. pro erfolgter Vollstreckung 0,51 € und 0,5 % des vereinnahmten Geldes 
Höchstwert 19,94 € pro Vorgang, Jahresbetrag 1.435,71 €) 
 

2. Die Auszahlung der Beträge erfolgt wie bisher im 2. Monat nach dem Abrechnungsmonat 
auf Grund der Zuarbeit der Stadtkasse. 
 

3. Die Vereinbarung läuft zunächst bis zum 30.09.2007.  
 

Im Zusammenhang mit der Einführung leistungsorientierter Entgeltbestandteile wird 
geprüft, ob diese Vereinbarung weiter gelten soll oder ihre Bestimmungen Eingang in das 
Leistungsentgelt finden.  
 

 
 
 
Wernigerode, den 30.06.2006 
 
 
 

Hoffmann         ..................... 
Oberbürgermeister       Beschäftigte 



Dienstvereinbarung  
über die Gewährung von Leistungsentgelten gem. § 18 TVöD 

bei der Stadt Krefeld 
 
            Entwurf 
    
 
Präambel 
 
Diese Dienstvereinbarung enthält vorläufige Regelungen zum Einstieg in die tarifvertraglich vereinbarte Zahlung von Leis-
tungsentgelt gem. § 18 TVöD. Verwaltung und GPR verpflichten sich, diese vorläufigen Regelungen zu überprüfen und auf-
grund der gewonnenen Erfahrungen fortzuschreiben.  
 
 
§ 1 - Geltungsbereich 
 
(1) Die nachstehenden Regelungen gelten für alle Beschäftigten, auf deren Beschäftigungsverhältnis der TVöD Anwen-

dung findet. 
  
(2) Diese Dienstvereinbarung gilt nicht für 
 

- Auszubildende, Praktikanten, Volontäre  
- Leitende Angestellte i. S. d. § 5 BetrVG, wenn ihre Arbeitsbedingungen einzelvertraglich besonders ver-

einbart sind 
- Beschäftigte, die ein über das Tabellenentgelt der Entgeltgruppe 15 hinausgehendes regelmäßiges Entgelt 

erhalten, soweit sie nicht nach § 19   
Abs. 2 TVÜ-VKA übergeleitet sind    

- Beschäftigte, die durch bestimmte Fördermaßnahmen (z.B. SGB III,  ABM)  
ganz oder teilweise refinanziert werden  

- Geringfügig Beschäftigte i. S. v. § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV 
- Leiharbeitnehmer 

 
(3) Übergeleitete bzw. gestellte Beschäftigte können kein Leistungsentgelt gemäß des Systems der Stadt Krefeld er-

halten, sondern nur aufgrund von Leistungssystemen der jeweiligen Gesellschaft. 
  
 
§ 2 - Verfahren zur Einführung 
  
(1) Die Leistungsentgelte werden in der gesamten Verwaltung eingeführt.  
 
(2) Die konkrete Umsetzung erfolgt auf der Ebene der Gesamtverwaltung.  
 
(3) Zur Umsetzung werden Schulungen für alle direkten Führungskräfte, die Zielvereinbarungen abzuschließen und 

deren Erreichung festzustellen haben, durchgeführt.  
   



(4) Alle Beschäftigten sind über die Anliegen und wesentlichen Inhalte des betrieblichen Systems ausführlich zu infor-
mieren. Entsprechendes gilt bei späteren wesentlichen Änderungen der Dienstvereinbarung.  

 
(5) Die Schulungen und Informationen sind keine Startbedingung für die Umsetzung der Dienstvereinbarung ab 01. 

Januar 2007. 
 
 
§ 3 - Intention leistungs- und / oder erfolgsorientierter Entgelte  
 
(1) Leistungs- und / oder erfolgsorientierte Entgelte sollen gemäß § 18 Abs. 1 Satz 1   TVöD die öffentlichen Dienstleis-

tungen verbessern, die Effektivität und Effizienz der Organisation und Prozesse (§ 18 Abs. 6 Satz 3 TVöD) steigern 
und zugleich  die Motivation, Eigenverantwortung und Führungskompetenz stärken (§ 18 Abs. 1 Satz 2 TVöD).  

 
(2) Eine Verbesserung der öffentlichen Dienstleistung liegt z.B. in einer besseren Dienstleistungsqualität oder Kunden-

freundlichkeit vor, die sich insbesondere messen läßt an: 
 
-  verbesserter Personalpräsenz und Erreichbarkeit 
- Qualität der Auskünfte 
- Verkürzung/Vereinfachung von Verfahrensabläufen 
- Verminderung von Beschwerdefällen 

  
(3) Eine Verbesserung der Wirtschaftlichkeit kann ermittelt werden durch: 
 

- Steigerung der Produktivität 
- Steigerung von Leistungsmenge und Umsatz 
- Verbesserung von Erträgen/Einnahmen 
- Senkung von Prozesskosten und Stückkosten 
- Anhebung des Kostendeckungsgrades 
- Vermeidung von Kostensteigerungen/Gebührenerhöhungen 

 
 
§ 4 - Formen und Methoden des Leistungsentgeltes 
  
(1) Leistungsentgelt wird zusätzlich zum Tabellenentgelt zunächst in der Form der Leistungsprämie gewährt.  
  
(2) Leistungsprämien werden zunächst grundsätzlich auf der Grundlage von Zielvereinbarungen (ZV) gewährt.  
 
 
 
 
 
 
§ 5 - Leistungsprämie 
 
(1) Die Leistungsprämie wird am Ende des Zielvereinbarungszeitraums als einmalige Zahlung gewährt, sofern das 

vereinbarte Ziel voll erreicht ist. Prämienzahlungen sind nicht möglich, soweit ZV nicht abgeschlossen worden sind. 



 
(2) Eine ZV ist eine freiwillige Abrede zwischen direkter Führungskraft und einzelnen Beschäftigten oder einer Gruppe 

von Beschäftigten über Leistungsziele und die Bedingungen ihrer Erfüllung. Grundlage für die Zahlung von Leis-
tungsprämien sind  abgeschlossene ZV für Gruppen von Mitarbeitern (Teams, Sachgebiete, Abteilungen). In Aus-
nahmefällen können individuelle ZV abgeschlossen werden. Die ZV soll für 1 bis 2 Ziele abgeschlossen werden. Ent-
hält die ZV mehr als 1 Ziel, sind die Ziele zu gewichten (alle Ziele müssen 100 % ergeben).    

 
(3) Ziele setzen Schwerpunkte in der Tätigkeit eines Beschäftigten. Sie sind nicht gleichzusetzen mit Stellen- oder 

Tätigkeitsbeschreibungen. Die vereinbarten qualitativen und quantitativen Ziele (regelmäßig 1 bis 2) sollen mess-
bar, zählbar oder anderweitig objektivierbar sein. Die angestrebten Ergebnisse müssen durch den Beschäftigten 
beeinflussbar und in der regelmäßigen Arbeitszeit erreichbar sein. Ziele sind grundsätzlich aus den Verwaltungs-
zielen abzuleiten (aus den fachlichen und fachübergreifenden Anforderungen, die gesetzlich, durch Beschlüsse des 
Rates / der Ausschüsse oder durch die Verwaltungsführung vorgegeben bzw. durch  Produktbeschreibungen defi-
niert sind). 

 
(4) Da zunächst kein grundlegendes Regelsystem zum Abschluß von ZV bestehen wird, können vorübergehend ZV im 

Vorgriff auf ein zu erarbeitendes verwaltungsweites hierarchisches Regelsystem über ZV abgeschlossen werden.  
 
(5) ZV sind schriftlich zu formulieren und von allen Beteiligten zu unterschreiben.  
 
(6) ZV sind grundsätzlich spätestens bis zum 31.3. eines Jahres abzuschließen. 
  
(7)      ZV beinhalten insbesondere: 
 

- Bezeichnung der Beteiligten 
- Beschreibung der zu erreichenden Ziele / ggf. Zielerreichungsgrade / Teilziele 
- Laufzeit / Befristung der ZV  
- ggf. Festlegung betrieblicher Rahmenbedingungen 

 
(8) Die Feststellung der Zielerreichung obliegt der direkten Führungskraft (§ 2 Abs. 3) und ist spätestens bis zum 31.10. 

eines Jahres zu treffen. Diese erfolgt durch einen Soll-Ist-Vergleich zwischen vereinbarten und erreichten Zielen. 
Die Feststellung ist den Beschäftigten bekannt zu geben und schriftlich zu dokumentieren. 

 
(9) Eine Anpassung von ZV ist nur ausnahmsweise bei wesentlichen Änderungen von Geschäftsgrundlagen vorzuneh-

men. Diese liegen insbesondere vor bei gravierenden, vom Beschäftigten oder Arbeitgeber nicht zu beeinflussen-
den Umständen. Die Anpassung ist zwischen Führungskraft und Beschäftigten oder Beschäftigtengruppe zu verein-
baren.  

 
 
§ 6 - Bestimmung der Höhe des Finanzvolumens 
 
(1) Der Arbeitgeber stellt die Höhe des Finanzvolumens nach Maßgabe des § 18 Abs. 3 TVöD i. V. m. der Protokollerklä-

rung zu Abs. 3 Satz 1 fest.  
 
(2) Er informiert den Personalsrat und die Betriebliche Kommission (§ 8) über die Höhe des Finanzvolumens. 
 



 
§ 7 - Grundsätze der Aufteilung 
 
(1)  Die Verteilung der Leistungsprämie erfolgt aus dem für die Gesamtverwaltung ermittelten Gesamtvolumen (1 % 

der ständigen Entgelte). 
 
(2) Die Bemessung von Leistungsentgelten erfolgt grundsätzlich durch Zuweisung von Punkten entsprechend der Ziel-

erreichung (Ziel / alle Ziele erreicht = 1 Punkt; wurden von mehreren Zielen nicht alle Ziele erreicht = Summe der 
gebildeten Gewichtung der erreichten Ziele, z. B. 0,7 Punkte). Bei abgeschlossenen ZV für Gruppen erfolgt die Zu-
weisung der Punkte für jedes Mitglied der Gruppe. 

 
(3) Im laufenden Jahr umgesetzte bzw. ausgeschiedene Beschäftigte erhalten eine nach der Beschäftigungsdauer zu 

bemessende anteilige LP. Neu eingestellte Beschäftigte erhalten im Jahr der Einstellung keine Leistungsprämie. 
 
(4) Die Höhe der LP für Teilzeitbeschäftigte bemißt sich nach deren Beschäftigungsumfang.  
 
(5) Im Falle von Beschwerden nach § 18 Abs. 7 TVöD kann eine vorläufige Feststellung getroffen werden, falls eine 

Entscheidung über die Beschwerde nicht vorher erfolgt. 
 
 
§ 8 - Betriebliche Kommission 
  
(1) Die Betriebliche Kommission (BK) besteht aus jeweils drei vom Arbeitgeber und vom Personalrat benannten Ver-

tretern. Die Mitglieder der BK müssen in einem aktiven Arbeitsverhältnis zum Arbeitgeber stehen.  
  
(2) Die BK wirkt unbeschadet der Beteiligungsrechte des Personalrates bei allen generellen Regelungen im Zusam-

menhang mit der Entwicklung, Einführung und dem ständigen Controlling des betrieblichen Systems mit.  
 
(3) Hinsichtlich der vom Arbeitgeber vorgenommenen Entscheidung über Leistungsentgelte berät die BK über schrift-

lich begründete Beschwerden von Beschäftigten, soweit sich die Beschwerde auf Mängel des Systems oder seiner 
Anwendung beziehen. Für eine Beschwerde gilt eine Ausschlussfrist von sechs Wochen. Unter Berücksichtigung der 
Stellungnahme der für die Leistungsentgeltbemessung zuständigen Führungskraft leitet die BK ihre Empfehlung 
dem Oberbürgermeister zu, der abschließend entscheidet. 

 
(4) Arbeitgeber und Personalrat geben der BK eine Geschäftsordnung.  In der Geschäftsordnung sind zu regeln 
  

- Sitzungsfolge 
- Sitzungsleitung 
- Schriftführung 
- Einladung und Einladungsfristen 

  
Entscheidungen in der BK werden mit Mehrheit getroffen. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

  
 
§ 9 - Dokumentation 
  



(1) Die Ergebnisse der ZV sind von allen Beteiligten vertraulich zu behandeln.  
  
(2) Die Ergebnisse der ZV sind im Original in die Personalakte aufzunehmen. Eine Weitergabe an Dritte außerhalb der 

zuständigen personalbearbeitenden Stelle findet nicht statt, soweit dies nicht aus Gründen der Zahlbarmachung 
des Leistungsentgelts, der Personalentwicklung oder aus arbeitsrechtlichen Gründen erforderlich ist.  

  
(3) Systemauswertungen ohne individuellen Personenbezug sind den zuständigen Stellen (Fachbereich 10, Betriebliche 

Kommission) gestattet.  
 
(4) In Kopie können die Ergebnisse der ZV durch die direkte Führungskraft drei Jahre unter Verschluss aufbewahrt 

werden. Eine Verwendung durch die direkte Führungskraft ist ausschließlich im Sinne einer kontinuierlichen An-
wendung des betrieblichen Systems gestattet. Spätestens nach Ablauf von drei Jahren sind die entsprechenden 
Unterlagen zu vernichten.  

 
 
§ 10 - Informationsrechte des Personalrates 
  
(1) Gesetzliche Mitbestimmungsrechte bleiben unberührt. 
 
(2) Zur Wahrung seiner Rechte aus dieser Dienstvereinbarung erhält der Personalrat folgende Informationen und 

Unterlagen: 
 

- Mitteilung über die Höhe des jährlichen Finanzvolumens 
- Auswertung der Ergebnisse der ZV ohne individuellen Personenbezug  

 
 
§ 11 - Schlussbestimmungen 
  
(1) Diese Dienstvereinbarung ist jedem Beschäftigten durch Aushang oder in sonstiger geeigneter Weise bekannt zu 

geben. Die Bekanntgabe erfolgt im Jahr der Einführung außerdem durch Mitarbeiterrundschreiben. 
 
(2)   Diese Dienstvereinbarung tritt sofort in Kraft. Sie kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende des Kalender-

jahres frühestens zum 31. Dezember 2008 gekündigt werden. Die Nachwirkung wird ausgeschlossen. 
 
(3) Im Falle einer Kündigung der Dienstvereinbarung verpflichten sich die Vertragsparteien, unverzüglich über eine 

neue Dienstvereinbarung in Verhandlungen zu treten mit dem Ziel, innerhalb einer Frist von sechs Monaten eine 
neue Dienstvereinbarung abzuschließen. Die Dienstvereinbarung wirkt für die Dauer der Verhandlungen nach. 

  
 
 
Krefeld, den 
 
 
 
 
 



 
für die Dienststelle       für den Gesamtpersonalrat 
Oberbürgermeister       Vorsitzende 
Gregor Kathstede       Barbara Bauer 
























































